
Seite 1 von 8 

Stand: 15. Dezember 2015 

 

Beteiligungsgrundsätze der IBG Beteiligungsgesellschaft Sachsen-Anhalt mbH 

 

Risikokapitalbeihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 

18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen 

 

 

Die IBG beteiligt sich an technologieorientierten Unternehmen in der Gründungs- und 

Wachstumsphase. Ziel der IBG ist die Verstärkung der Haftkapitalbasis der Unternehmen 

und damit die langfristige Sicherung eines soliden Wachstumspfades.  

 

Die IBG beteiligt sich auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommissi-

on vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 der Vertrages über 

die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 352 vom 24. De-

zember 2013, S.1) unter Beachtung der beigefügten Anlage. Alle Beteiligungsformen im Sin-

ne dieser Verordnung sind zulässig. 

 

Antragsberechtigung 

 

Antragsberechtigt sind kleine und mittlere Unternehmen (KMU) gemäß der Definition der  

Europäischen Kommission gemäß Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kom-

mission vom 17. Juni 2014. Gemäß dieser Definition gilt: 

1. Die Größenklasse der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen 

(KMU) setzt sich aus Unternehmen zusammen, die weniger als 250 Personen beschäfti-

gen und die entweder einen Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. EUR erzielen oder de-

ren Jahresbilanzsumme sich auf höchstens 43 Mio. EUR beläuft.  

2. Innerhalb der Kategorie der KMU wird ein kleines Unternehmen als ein Unternehmen de-

finiert, das weniger als 50 Personen beschäftigt und dessen Jahresumsatz bzw. Jahres-

bilanz 10 Mio. EUR nicht übersteigt. 

3. Innerhalb der Kategorie der KMU wird ein Kleinstunternehmen als ein Unternehmen defi-

niert, das weniger als 10 Personen beschäftigt und dessen Jahresumsatz bzw. Jahresbi-

lanz 2 Mio. EUR nicht überschreitet. 
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Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß der Definition in Art. 2 Nr. 18 der Verordnung (EU) 

Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimm-

ter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union sind ausgeschlossen; weitere För-

derausschlüsse sind in der beigefügten Anlage aufgeführt. 

 

Antragsvoraussetzungen 

 

Zielunternehmen der IBG sind KMU in der Gründungs-, Forschungs- und Entwicklungs-  

sowie Wachstumsphase. Die Beteiligung finanziert nachfolgende Ziele: 

- Forschungs- und Entwicklungsarbeiten, hierzu zählt auch die Herstellung und Erprobung 

von Prototypen, die Durchführung von Demonstrations- und Pilotvorhaben, 

- Anpassungsentwicklungen bis zur Markteinführung der technisch neuen oder wesentlich 

verbesserten Produkte, Verfahren oder technischen Dienstleistungen, 

- Markteinführung und Wachstumsfinanzierungen.  

 

Voraussetzung ist, dass  

- durch das Innovationsvorhaben neue, bisher nicht angewandte Techniken eingesetzt 

werden oder Forschungs- und Entwicklungsvorhaben im Unternehmen selbst erbracht 

werden, 

- mit dem neuen Produkt (Verfahren, Dienstleistung) für das Unternehmen Wettbewerbs-

vorteile und Marktchancen verbunden sind und  

- das antragstellende Unternehmen oder ein Tochterunternehmen des antragstellenden 

Unternehmens vor der ersten Auszahlung eine Betriebsstätte gemäß § 12 der Abgaben-

ordnung in Sachsen-Anhalt unterhält und die finanzierte Maßnahme in Sachsen-Anhalt 

durchgeführt wird. 

 

Ein qualifizierter projektbezogener Businessplan inklusive Investitions-, Kosten- und Finan-

zierungsplan sind vorzulegen. 

 

Konditionen der Risikokapitalbeihilfe 

 

a) Höhe und Berechnung der Beteiligung 

Die IBG Beteiligung beträgt maximal 200.000 EUR in einem Zeitraum von drei Steuerjahren, 

bei Unternehmen, die im gewerblichen Straßengüterverkehr tätig sind, maximal 100.000 

EUR in diesem Zeitraum. 
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Offene Beteiligungen sind als Minderheitsbeteiligung grundsätzlich bis zu 25% des Kapitals 

möglich. Die Konditionen bei einer offenen Beteiligung werden im Einvernehmen mit dem 

Beteiligungsnehmer einzelvertraglich geregelt.  

 

Bei einer stillen Beteiligung werden ein zwischen den Parteien zu vereinbarendes halbjähr-

lich zu zahlendes festes Entgelt sowie ein gewinnabhängiges Entgelt fällig.  

 

b) Prüfungsgebühr 

Die IBG erhält bei Antragstellung des Beteiligungsnehmers fondsabhängig (ausschließlich 

bei Fonds, die keine EFRE-Mittel für die Beteiligung bereitstellen) eine Prüfungsgebühr von 

0,5% der beantragten Summe, maximal jedoch 12.500 EUR. Bei Genehmigung des Antra-

ges wird dieser Betrag auf die zu entrichtende Bewilligungsgebühr von insgesamt 1% auf die 

beantragte Beteiligungssumme angerechnet. Die IBG ist berechtigt, die bei Genehmigung 

des Antrages fällige Bewilligungsgebühr bei der Valutierung zum Abzug zu bringen. 

 

c) Sonstige Kosten 

Fondsabhängig (ausschließlich bei Fonds, die keine EFRE-Mittel für die Beteiligung bereit-

stellen) sind externe Kosten, die der IBG im Zusammenhang mit dem Eingehen der Beteili-

gung entstehen (wie z.B. Finanz-/Rechts-/Patent-Due-Diligence-Kosten) von dem Beteili-

gungsnehmer in Höhe von maximal weiteren 2% der beantragten Beteiligungssumme zu 

übernehmen.  

 

Antragsverfahren 

 

Der Antrag auf eine Risikokapitalbeihilfe nach diesen Beteiligungsgrundsätzen ist schriftlich 

unter Verwendung der von der IBG vorgesehenen Antragsformulare zu stellen. 

Auch bei Vorliegen der Antragsvoraussetzungen besteht seitens des Antragstellers kein 

Rechtsanspruch auf die Bewilligung der beantragten Beteiligung. 

 

Förderzeitraum 

 

Die Förderung ist zulässig vom Inkrafttreten dieser Beteiligungsgrundsätze an bis zum 

Ablauf dieser Beteiligungsgrundsätze, längstens bis zum 31. Dezember 2020. 
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Anlage 

 

Soweit die Förderung nach diesen Beteiligungsgrundsätzen als Gewährung von De-minimis-

Beihilfen nach der in den Beteiligungsgrundsätzen benannten De-minimis-Verordnung 

erfolgt, sind zusätzlich und vorrangig folgende (De-minimis spezifische) Festlegungen 

einzuhalten: 

 

1. Förderausschlüsse 

(1) Die Förderung ist ausgeschlossen im Hinblick auf 

a) Beihilfen an Unternehmen, die in der Fischerei und der Aquakultur im Sinne der 

Verordnung (EU) Nr. 104/2000 tätig sind, 

b) Beihilfen an Unternehmen, die in der Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

tätig sind; 

c) Beihilfen an Unternehmen, die in der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher 

Erzeugnisse tätig sind, 

aa) wenn sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder der Menge der bei Primärerzeugern 

erworbenen oder von dem betreffenden Unternehmen vermarkteten Erzeugnisse richtet, 

bb) oder wenn die Beihilfe davon abhängig ist, dass sie ganz oder teilweise an die 

Primärerzeuger weitergegeben wird, 

d) Beihilfen für exportbezogene Tätigkeiten, die auf Mitgliedstaaten oder Drittländer 

ausgerichtet sind, d. h. Beihilfen, die unmittelbar mit den ausgeführten Mengen, mit der 

Errichtung und dem Betrieb eines Vertriebsnetzes oder mit anderen laufenden 

exportbezogenen Ausgaben in Zusammenhang stehen, 

e) Beihilfen, die davon abhängig sind, dass heimische Waren Vorrang vor eingeführten 

Waren erhalten. 

f) Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß der Definition in Art. 2 Nr. 18 der Verordnung 

(EU) Nr. 651/2014; „Unternehmen in Schwierigkeiten“: Unternehmen, auf das mindestens 

einer der folgenden Umstände zutrifft: 

aa) KMU die in Form einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung organisiert sind (ausge-

nommen KMU, die wie hier beabsichtigt Risikofinanzierungsbeihilfen erhalten, in den sie-

ben Jahren nach ihrem ersten kommerziellen Verkauf, die nach einer Due-Diligence-

Prüfung durch den ausgewählten Finanzintermediär für Risikofinanzierungen in Frage 

kommen): Mehr als die Hälfte des gezeichneten Stammkapitals ist infolge aufgelaufener 

Verluste verlorengegangen. Dies ist der Fall, wenn sich nach Abzug der aufgelaufenen 

Verluste von den Rücklagen (und allen sonstigen Elementen, die im Allgemeinen den Ei-

genmitteln des Unternehmens zugerechnet werden) ein negativer kumulativer Betrag 

ergibt, der mehr als der Hälfte des gezeichneten Stammkapitals entspricht. Für die Zwe-
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cke dieser Bestimmung bezieht sich der Begriff „Gesellschaft mit beschränkter Haftung“ 

insbesondere auf die in Anhang I der Richtlinie 2013/34/EU des EUROPÄISCHEN 

PARLAMENTS und des RATES vom 26. Juni 2013 über den Jahresabschluss, den kon-

solidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter 

Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Ra-

tes (ABl. L 182/56 vom 29. Juni 2013) genannten Arten von Unternehmen und der Begriff 

„Stammkapital“ umfasst gegebenenfalls alle Agios. 

bb) Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insolvenzverfahrens oder erfüllt die im inner-

staatlichen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzver-

fahrens auf Antrag seiner Gläubiger. 

cc) Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe erhalten und der Kredit wurde noch nicht 

zurückgezahlt oder die Garantie ist noch nicht erloschen beziehungsweise das Unter-

nehmen hat eine Umstrukturierungsbeihilfe erhalten und unterliegt immer noch einem 

Umstrukturierungsplan. 

(2) Wenn ein Unternehmen sowohl in den Bereichen der Buchstaben a, b oder c als auch in 

einem oder mehreren Bereichen tätig ist oder andere Tätigkeiten ausübt, die in den 

Geltungsbereich der De-minimis-Verordnung fallen, so gilt diese Verordnung für Beihilfen, 

die für letztere Bereiche oder Tätigkeiten gewährt werden, sofern der betreffende 

Mitgliedstaat durch geeignete Mittel wie die Trennung der Tätigkeiten oder die 

Unterscheidung der Kosten sicherstellt, dass die im Einklang mit dieser Verordnung 

gewährten De-minimis-Beihilfen nicht den Tätigkeiten in den vom Geltungsbereich dieser 

Verordnung ausgeschlossenen Bereichen zugutekommen. 

 

2. Begriffsbestimmungen 

Es gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

a) „landwirtschaftliche Erzeugnisse“ die in Anhang I des AEUV aufgeführten Erzeugnisse mit 

Ausnahme der Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse, die unter die Verordnung (EU) Nr. 

104/2000 fallen, 

b) „Verarbeitung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses“: jede Einwirkung auf ein 

landwirtschaftliches Erzeugnis, deren Ergebnis ebenfalls ein landwirtschaftliches 

Erzeugnis ist, ausgenommen Tätigkeiten eines landwirtschaftlichen Betriebs zur 

Vorbereitung eines tierischen oder pflanzlichen Erzeugnisses für den Erstverkauf, 

c) „Vermarktung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses“: den Besitz oder die Ausstellung 

eines Produkts im Hinblick auf den Verkauf, das Angebot zum Verkauf, die Lieferung oder 

jede andere Art des Inverkehrbringens, ausgenommen der Erstverkauf durch einen 

Primärerzeuger an Wiederverkäufer und Verarbeiter sowie jede Tätigkeit zur Vorbereitung 
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eines Erzeugnisses für diesen Erstverkauf; der Verkauf durch einen Primärerzeuger an 

Endverbraucher gilt als Vermarktung, wenn er in gesonderten, eigens für diesen Zweck 

vorgesehenen Räumlichkeiten erfolgt. 

d) „ein einziges Unternehmen“: alle Unternehmen, die zueinander in mindestens einer der 

folgenden Beziehungen stehen: 

aa) ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder 

Gesellschafter eines anderen Unternehmens; 

bb) ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, 

Leitungs- oder Aufsichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen oder 

abzuberufen; 

cc) ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem anderen Unternehmen geschlossenen 

Vertrag oder aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen beherrschenden 

Einfluss auf dieses Unternehmen auszuüben; 

dd) ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen 

Unternehmens ist, übt gemäß einer mit anderen Anteilseignern oder Gesellschaftern 

dieses anderen Unternehmens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über die 

Mehrheit der Stimmrechte von dessen Anteilseignern oder Gesellschaftern aus. 

 

3. Förderhöchstbetrag 

Die Gesamtsumme der einem Unternehmen gewährten De-minimis-Beihilfen darf in einem 

Zeitraum von drei Steuerjahren 200 000 EUR nicht übersteigen. Der Gesamtbetrag der De-

minimis-Beihilfe an ein Unternehmen, das im Bereich des gewerblichen 

Straßengüterverkehrs tätig ist, darf in einem Zeitraum von drei Steuerjahren 100 000 EUR 

nicht überschreiten. Diese Höchstbeträge gelten für De-minimis-Beihilfen gleich weicher Art 

und Zielsetzung und unabhängig davon, ob die gewährte Beihilfe ganz oder teilweise aus 

Gemeinschaftsmitteln finanziert wird. Der Zeitraum bestimmt sich nach den Steuerjahren, 

d.h. den Kalenderjahren. 

Wenn der vorgenannte einschlägige Höchstbetrag durch die Gewährung neuer De minimis-

Beihilfen überschritten würde, darf diese Verordnung für keine der neuen Beihilfen in 

Anspruch genommen werden 

Im Falle einer Fusion oder Übernahme müssen alle De-minimis-Beihilfen, die den beteiligten 

Unternehmen zuvor gewährt wurden, herangezogen werden, um zu ermitteln, ob eine neue 

De-minimis-Beihilfe für das neue bzw. das übernehmende Unternehmen zu einer 

Überschreitung des einschlägigen Höchstbetrags führt.  

Wird ein Unternehmen in zwei oder mehr separate Unternehmen aufgespalten, so werden 

die De-minimis-Beihilfen, die dem Unternehmen vor der Aufspaltung gewährt wurden, 

demjenigen Unternehmen zugewiesen, dem die Beihilfen zugutekommen, also grundsätzlich 
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dem Unternehmen, das die Geschäftsbereiche übernimmt, für die die De-minimis-Beihilfen 

verwendet wurden. 

 

4. Förderung im Rahmen von Risikofinanzierungsmaßnahmen 

Beihilfen im Rahmen von Risikofinanzierungsmaßnahmen, die in Form von Beteiligungen 

und beteiligungsähnlichen Instrumenten gewährt werden, dürfen den Höchstbetrag gemäß 

Ziffer 3 nicht überschreiten.  

 

5. Kumulierung 

De-minimis-Beihilfen dürfen weder mit staatlichen Beihilfen für dieselben beihilfefähigen 

Kosten noch mit staatlichen Beihilfen für dieselbe Risikofinanzierungsmaßnahme kumuliert 

werden, wenn die Kumulierung dazu führen würde, dass die höchste einschlägige 

Beihilfeintensität oder der höchste einschlägige Beihilfebetrag, die bzw. der im Einzelfall in 

einer Gruppenfreistellungsverordnung oder einem Beschluss der Kommission festgelegt ist, 

überschritten wird. De minimis-Beihilfen, die nicht in Bezug auf bestimmte beihilfefähige 

Kosten gewährt werden und keinen solchen Kosten zugewiesen werden können, dürfen mit 

anderen staatlichen Beihilfen kumuliert werden, die auf der Grundlage einer 

Gruppenfreistellungsverordnung oder eines Beschlusses der Kommission gewährt wurden. 

 

6. Besonderes Verfahren 

Vor Gewährung der Beihilfe hat das betreffende Unternehmen seinerseits schriftlich in 

Papierform oder in elektronischer Form jede De-minimis-Beihilfe anzugeben, die es in den 

vorangegangenen zwei Steuerjahren sowie im laufenden Steuerjahr erhalten hat. 

Beabsichtigt die IBG, einem Unternehmen eine De-minimis-Beihilfe zu gewähren, teilt die 

IBG dem Unternehmen schriftlich die voraussichtlichen Höhe der Beihilfe (ausgedrückt als 

Bruttosubventionsäquivalent) mit und setzt es unter ausdrücklichen Verweis auf die hier 

zugrunde liegende De-minimis-Verordnung der Europäischen Kommission mit Angabe ihres 

Titels und der Fundstelle im Amtsblatt der Europäischen Union davon in Kenntnis, dass es 

sich um eine De-minimis-Beihilfe handelt. 

Dem Unternehmen kann alternativ ein Festbetrag mitgeteilt werden, der dem auf der 

Grundlage der Regelung gewährten Beihilfehöchstbetrag entspricht. In diesem Fall ist für die 

Feststellung, ob der Beihilfehöchstbetrag nach Ziffer 3 eingehalten worden ist, dieser 

Festbetrag maßgebend. 

Die IBG gewährt eine neue De-minimis-Beihilfe erst, nachdem sie sich vergewissert hat, 

dass der Gesamtbetrag der De-minimis-Beihilfen, den das Unternehmen in Deutschland in 

dem betreffenden Steuerjahr sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren erhalten hat, 
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den in Ziffer 3 genannten Höchstbetrag nicht überschreitet und sämtliche Voraussetzungen 

der De-minimis-Verordnung erfüllt sind. 

 

7. Dokumentationspflicht 

Die IBG sammelt und registriert sämtliche mit der Anwendung dieses Anhangs zusammen-

hängenden Informationen. Die Aufzeichnungen müssen Aufschluss darüber geben, ob die 

Bedingungen für die Anwendung der De-minimis Verordnung erfüllt worden sind. Die Auf-

zeichnungen über De-minimis-Einzelbeihilfen sind vom Zeitpunkt ihrer Gewährung an zehn 

Jahre lang aufzubewahren; bei Beihilferegelungen beträgt die Aufbewahrungsfrist zehn Jah-

re ab dem Zeitpunkt, zu dem letztmals eine Einzelbeihilfe nach der betreffenden Regelung 

gewährt wurde. Die fördernde Stelle übermittelt über das für Wirtschaft zuständige Ministeri-

um des Landes Sachsen-Anhalt und das für die Notifizierung zuständige Bundesministerium 

an die Europäische Kommission auf deren schriftliches Ersuchen hin innerhalb von zwanzig 

Arbeitstagen oder einer von ihr in dem Auskunftsersuchen festgesetzten längeren Frist alle 

Informationen, die diese benötigt, um zu beurteilen, ob die De-minimis-Verordnung eingehal-

ten wurde.  


